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EDITORIAL

Jens Nacke
Parlamentarischer Geschäftsführer

Sehr geehrte Damen und Herren,
die Haushaltsberatungen in der ver-
gangenen Woche haben es noch 
einmal sehr deutlich gemacht: Die 
rot-grüne Landesregierung hat keine 
Lust mehr. Ministerpräsident Weil und 
sein Kabinett empfinden ihre Auf-
gaben zunehmend als Last. Es kom-
men keine neuen Ideen. Dabei wäre 
gerade jetzt die richtige Zeit, unser 
Land mit neuen Impulsen nach vorne 
zu bringen. Es wird unsere Aufgabe 
sein, 2017 die Entwürfe für ein star-
kes Niedersachsen mit den Menschen 
zu diskutieren. Jeder zehnte Deut-
sche kommt schließlich aus unserem 
Bundesland. Der Niedersächsische 
Ministerpräsident muss die Stimme 
Norddeutschlands sein. Der derzei-
tige Ministerpräsident scheitert an 
dieser Herausforderung. Damit wird 
Niedersachsen unter Wert verkauft. 
Mit Bernd Althusmann haben wir den 
Spitzenkandidaten, mit dem die Bür-
gerinnen und Bürger diesen Anspruch 
auch verbinden können.

Ich wünsche Ihnen und Ihrer Familie 
nun eine gesegnete Weihnacht und 
einen guten Rutsch ins Jahr 2017. Vie-
len Dank, dass wir sie mit unserem 
„Bericht aus dem Landtag“ durch das 
Jahr begleiten durften.
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Sicher, modern und menschlich – so lässt sich der etwa 700 Mil-
lionen Euro umfassende Haushaltsantrag der CDU-Landtags-
fraktion für die Jahre 2017 und 2018 zusammenfassen. Im Fokus 
steht dabei unter anderem die Stärkung der inneren Sicherheit. 
CDU-Fraktionschef Björn Thümler erklärt dazu: „Durch die erhöhte 
Terrorgefahr, die wachsende Zahl von Wohnungseinbrüchen und 
vermehrte Cyberkriminalität steht die innere Sicherheit vor großen 
Herausforderungen. Um die Sicherheit der Bürger zu erhöhen und 
den unterschiedlichen Bedrohungen gezielt zu begegnen, benö-
tigen wir mehr Polizisten auf Niedersachsens Straßen, aber auch 
mehr Spezialisten.“ So sieht der CDU-Haushaltsantrag neben der 
Einstellung von 1000 zusätzlichen Polizisten und 200 Kräften für 
die Polizeiverwaltung bis 2019 auch die Einrichtung von Schwer-
punkt-Einheiten bei der Polizei für die Bereiche Einbruchs- und 
Cyberkriminalität sowie Terrorbekämpfung vor. Hierfür stehen 
rund 21 Millionen Euro stehen zur Verfügung. 

Für eine flächendeckende Breitbandversorgung: „digitale 
Offensive Niedersachsen“ 

Einen weiteren Schwerpunkt setzt die Fraktion bei der Digitalisie-
rung. Grundlage eines „modernen“ Niedersachsens sei die flächen-
deckende Breitbandversorgung mit schnellen Datenautobahnen, 
betont Thümler. Für die „digitale Offensive Niedersachsen“ stellt 
die CDU daher 1 Milliarde Euro bis 2022 zur Verfügung. „Eine funk-
tionierende digitale Infrastruktur ist die Basis für wirtschaftlichen 
Erfolg und den Ausbau des Wissenschafts- und Forschungsstand-
orts Niedersachsen. Bislang investiert Niedersachsen hier – anders 
als andere Bundesländer – kein eigenes Geld. Mit unserem An-
satz wollen wir auch die Kommunen unterstützen, in denen es in 
Sachen Breitbandausbau mit den bisherigen Programmen nicht 
vorangeht“, erklärt Thümler. 

Für ein sicheres, modernes und 
menschliches Niedersachsen 
CDU-Landtagsfraktion legt Haushaltsantrag für die Jahre 2017 und 2018 als Gegenentwurf zum 
Rot-Grünen Doppelhaushalt vor 

Lebenswertes Niedersachsen: CDU fördert sozialen und famili-
enfreundlichen Wohnungsbau

Mit ihrem Haushaltsantrag will die CDU das Land aber nicht nur 
sicherer und moderner machen – Niedersachsen soll vor allem ein 
attraktiver Ort zum Wohnen bleiben. Im Mittelpunkt steht dabei die 
Förderung familienfreundlichen und sozialen Wohnraums. „Durch 
steigende Mieten und Immobilienpreise sowie einen Mangel an 
Wohnungen mit vier oder mehr Zimmern haben es Familien mit 
mehreren Kindern zusehends schwer, ausreichend großen und be-
zahlbaren Wohnraum zu finden. Wir wollen die Schaffung attraktiver 
Quartiere erleichtern, die sozial gemischt und familien- und kinder-
freundlich sind“, erklärt CDU-Fraktionsvize Reinhold Hilbers. Für die 
Einführung eines Landesbaukindergeldes will die Fraktion deshalb 
in 2017 zunächst 10 Millionen Euro und in 2018 sogar 20 Millionen 
Euro zur Verfügung stellen. Zudem soll mit zusätzlichen 100 Milli-
onen Euro der Bau von bezahlbaren Wohnungen in Niedersachsen 
angekurbelt werden. 

Schuldenuhr soll erstmals in der Landesgeschichte rückwärts 
laufen

Erstmalig in der Geschichte Niedersachsens sieht der CDU-Haushalts-
antrag die Tilgung von Schulden vor: 2018 sollen die Landesschulden 
um 50 Millionen Euro sinken, wie Hilbers erklärt: „Nach dem Erreichen 
der schwarzen Null muss es jetzt auch um den Abbau der Schulden 
gehen. Damit machen wir einen ersten Einstieg, der vor dem Hinter-
grund steigender Steuereinnahmen und sinkender Zinsen allemal 
gerechtfertigt ist. In Zeiten guter wirtschaftlicher Entwicklung muss 
man finanzielle Freiräume für die Zukunft schaffen.“ 

Björn Thümler, MdL – Vorsitzender der CDU-Landtagsfraktion

Inneres und Sport

• Förderprogramm für die Sanierung von Sportstätten und  
 Schwimmbädern: +100 Millionen Euro bis 2017
 Um den „gesellschaftlichen Kitt“ zu stärken, der durch die 
 Arbeit von Sportvereinen in Niedersachsen entsteht, sollen 
 Kommunen und Vereine bei der Sanierung von Sport- 
 stätten und Schwimmbädern mit einem 100-Millionen- 
 Euro-Programm für die Jahre 2017 bis 2022 unterstützt 
 werden. 
Außerdem: 
• Deutliche Erhöhung der Zulage zu ungünstigen Zeiten  
 für Polizisten: + 5 Millionen Euro

Wissenschaft und Kultur

• Investitionsprogramm für kleine Museen – Förderung des 
 barrierefreien Ausbaus: + 5 Millionen Euro
• Zukunftsprogramm „Digitale Lehre“ für die Einführung  
 online-basierter Lehrprogramme an Niedersachsens Hoch- 
 schulen: + 2 Millionen Euro
• Zuweisungen an die kommunalen Theater: 
 + 1,6 Millionen Euro

Ernährung, Landwirtschaft, Verbraucher-
schutz und Landesentwicklung

• Forschung im Rahmen grundwasserschonender Verwen- 
 dung von Wirtschaftsdünger zur Senkung der Nitratwerte  
 im Boden: + 2 Millionen Euro
• Förderung des Absatzes land- und ernährungswirtschaft- 
 licher Erzeugnisse: + 700.000 Euro
• Holz- und Forstwirtschaft: + 400.000 Euro

Soziales

• Krankenhausfinanzierung: + 120 Millionen Euro
 Mit zusätzlichen 120 Millionen Euro will die CDU-Fraktion  
 die Sanierung der Krankenhäuser im Zeitraum 2017 bis 2020 
 vorantreiben. Abgesichert werden die Mittel durch eine  
 Erhöhung der Verpflichtungsermächtigung um jährlich  
 30 Millionen Euro, so dass künftig jährlich bis zu 150 Millionen  
 Euro zur Verfügung stehen. 
Außerdem: 
• Landesprogramm zur Verbesserung der Situation Woh- 
 nungs- und Obdachloser: +1 Million Euro 

Kultus

• Landesprogramm zum weiteren Ausbau der Betreuungs- 
 plätze für unter Dreijährige: + 50 Millionen Euro
 Der Bedarf an Krippenplätzen für unter Dreijährige ist in  
 Niedersachsen weiterhin groß – doch der Investitionsstau  
 ist immens. Um den Rechtsanspruchs auf einen Krip- 
 penplatz für jedes Kind unter drei Jahren zu sichern, legt die  
 CDU-Fraktion im Haushaltsjahr 2017 ein Landesprogramm  
 in Höhe von 50 Millionen Euro auf. 
Außerdem: 
• Lehrkräfte an BBS: Rückname der rot-grünen Stellenstrei- 
 chungen: + 21,2 Millionen Euro (entspricht 200 Lehrer- 
 stellen)
• Schulsozialarbeit an allgemein bildenden Schulen:
 + 16 Millionen Euro

Justiz

• Einrichtung von Schwerpunktstaatsanwaltschaften: 
 + 1,3 Millionen Euro
 Zur Bekämpfung der steigenden Einbruchskriminalität in  
 Niedersachsen sollen spezialisierte Schwerpunktstaats- 
 anwaltschaften flexibel eingerichtet werden. Insgesamt  
 will die CDU-Fraktion in den kommenden zwei Jahren  
 1,3 Millionen Euro investieren. 
Außerdem: 
• Investitionsprogramm Justiz für mehr Barrierefreiheit und  
 zeitgemäße Arbeitsplätze: + 20 Millionen Euro 

Umwelt und Naturschutz

• Förderung freiwilliger Agrarumweltmaßnahmen der Land- 
 wirte für den Arten und Biotopschutz im Bereich Grünland
 und Acker: + 7 Millionen Euro
• Förderung des Hochwasserschutzes im Binnenland: 
 + 8 Millionen Euro
• Generalplan Wesermarsch: + 5 Millionen Euro

Weitere wichtige Beschlüsse der CDU-Landtagsfraktion im Überblick: 

Wirtschaft, Arbeit und Verkehr

• Rot-grüne Umschichtungen im Verkehrsbereich werden  
 rückgängig gemacht und Ausbau der Landesstraßen:  
 + 40 Millionen Euro
 Für den kommunalen Straßenbau sollen künftig wieder 60  
 und für den ÖPNV wie zuvor 40 Prozent zur Verfügung stehen.  
 Um den Erhalt und den Ausbau des Landesstraßennetzes  
 zu gewährleisten, erhöht die CDU-Fraktion zudem den  
 Landesstraßenbauplanfonds um jährlich 20 Millionen Euro. 
Außerdem: 
• Stärkung der Hafengesellschaft NPorts: + 20 Millionen Euro/ 
 Ausbau der Digitalisierung: + 10 Millionen 

Reinhold Hilbers, MdL – stellvertretender Vorsitzender und haushaltspoliti-
scher Sprecher der CDU-Landtagsfraktion
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Traditionsschiffe zählen in Niedersachsens Küstenorten zu den beliebtesten 
Attraktionen. Tausende Touristen lassen sich jedes Jahr auf historischen 
Fähren, Kuttern oder Segelschiffen in die Vergangenheit zurückversetzen. 
In den letzten Monaten sah der Horizont in der Traditionsschifffahrt je-
doch eher düster aus – mit der vom Bund geplanten Neuregelung der 
Sicherheitsvorschriften drohte vielen der insgesamt 17 schwimmenden 
Denkmäler in Niedersachsen das Aus. Nach monatelangen Diskussionen 
gibt es für „Prinz Heinrich“, „Heike“ und Co. jetzt aber endlich gute Nach-
richten aus Berlin: Das Bundesverkehrsministerium hat sich die Kritik von 
Ländern und Verbänden offenbar zu Herzen genommen und mildert seinen 
Gesetzentwurf merklich ab. 

Der Niedersächsische Landtag hatte sich auf Betreiben der CDU-Fraktion 
von Beginn an gegen die Neuregelung ausgesprochen. „Die anfänglich 
geplante Verschärfung hätte den Bestand der historischen Flotte massiv 
gefährdet und wäre damit letztlich auch eine Bedrohung für den Touris-
mus in den Küstenorten gewesen“, sagt der hafenpolitische Sprecher der 
CDU-Landtagsfraktion, Bernd-Carsten Hiebing. 

Geplante Regelungen gingen an der Realität vorbei

Ursprünglich sollten die Sicherheitsvorschriften für historische Schiffe an 
die deutlich strengeren Bestimmungen der Berufsschifffahrt angepasst 
werden. Jedes Schiff – vom Segelboot bis hin zum Hochseekutter – hätte 
dann beispielsweise einen gleich großen Anker haben müssen. Auch die 
Anforderungen an die Crews der Traditionsschiffe sollten deutlich angeho-
ben werden. „In der Regel sind es Ehrenamtliche, die sich um den Betrieb 
und den Erhalt dieser maritimen Schätze kümmern. An sie die gleichen 
Ansprüche zu stellen, wie an professionelle Seeleute, ginge an der Realität 
völlig vorbei“, so Hiebing. 

Durch ihre ursprüngliche Bauweise und die traditionelle Betriebsform 
sind Traditionsschiffe wichtige historische Zeugnisse und ermöglichen 
als schwimmende Museen einen Einblick in die unterschiedlichen Epo-
chen der Seefahrt. Einige Vorgaben aus dem originären Gesetzentwurf des 
Bundesverkehrsministeriums, wie zum Beispiel die Unterfütterung aller 
Holztreppen mit Stahlkonstruktionen, hätten genau diesen historischen 
Charme zerstört. Nicht nur in Niedersachsen, auch in den Landtagen in 
Schleswig-Holstein, Mecklenburg-Vorpommern und in der Hamburger 
Bürgerschaft hatte es heftigen Gegenwind für die Pläne aus Berlin gegeben. 

Rund um die Uhr shoppen an sieben Tagen in der Woche – im Internet 
ist das längst möglich. Ginge es nach einigen Handels- oder Touris-
musverbänden, soll das künftig auch „offline“ erlaubt sein. Wenn es 
um die Ausweitung der Ladenöffnungszeiten geht, bleibt nur noch der 
Sonntag, schließlich dürfen Geschäfte in Niedersachsen bereits von 
Montag bis Samstag von 0 bis 24 Uhr per Gesetz geöffnet sein. Hinzu 
kommen vier verkaufsoffene Sonntage pro Jahr und Stadt, an denen 
die Läden für fünf Stunden ihre Türen öffnen dürfen. Diese Regelung 
soll nun durch ein von Rot-Grün überarbeitetes Ladenöffnungsgesetz 
aufgeweicht werden – zusätzlich zu vier Sonntagen soll dann die La-
denöffnung in einzelnen Stadtteilen auch an einem fünften Sonntag 
im Jahr erlaubt sein. Allerdings verlangt die Rechtsprechung künftig 
für die Sonntagsöffnung einen rechtfertigenden konkreten Anlass wie 
zum Beispiel eine Messe oder ein Stadtfest – also Veranstaltungen, 
die ohnehin viele Menschen in die Städte locken. 

Der Sonntag ist heilig

Der CDU-Landtagsabgeordnete Burkhard Jasper sieht diese Entwicklung 
kritisch: „Der Gesetzesentwurf von Rot-Grün ist voller Schlupflöcher. 
Vor allem in großen Städten mit vielen Ortsteilen könnte es zum Miss-
brauch der Sonntagsöffnung kommen. Bei einer Stadt wie Hannover, 
die über 51 Ortsteile verfügt, könnte die Sonntagsöffnung dann zum 
Regelfall werden. Wenn sich nämlich einzelne Stadtteile bei den ver-
kaufsoffenen Sonntagen nacheinander die Klinke in die Hand geben, 
ist der Sonntagsschutz nicht länger gewährleistet.“ In solchen Fällen 
müsse die Anzahl der verkaufsoffenen Sonntage pro Jahr per Gesetz 
begrenzt werden. „Was im neuen niedersächsischen Ladenöffnungs-
gesetz fehlt, ist eine Obergrenze für verkaufsoffene Sonntage, bezogen 
auf das gesamte Orts- oder Stadtgebiet“, so Jasper. 

Auch wenn Sonntagsöffnungen dem lokalen Einzelhandel Wettbe-
werbsvorteile gegenüber dem Internethandel bringen könnten, müss-
ten der Schutz der Arbeitsruhe und die Möglichkeit zur seelischen 
Erhebung an Sonn- und Feiertagen im Vordergrund stehen, so Jasper 
weiter. „Das rein wirtschaftliche Umsatzinteresse der Ladeninhaber 
oder das Shopping-Interesse potenzieller Käufer darf grundsätzlich 
nicht genügen, um Ausnahmen vom Sonntagsschutz zu rechtferti-
gen“, betont Jasper. „Wir wollen keine Gleichstellung der sonn- und 
feiertäglichen Verhältnisse mit den Werktagen. Der Sonntag ist und 
bleibt ein Tag, an dem die Mehrheit der Bevölkerung frei hat. Das sollte 
auch so bleiben.“

AKTUELLAKTUELL

Burkhard Jasper – CDU-Landtagsabgeordneter

Gefragt sind Augenmaß und abgewogene Einzelfallent-
scheidungen

Die zahlreichen Stellungnahmen aus den Ländern und von 
den Verbänden haben das Bundesverkehrsministerium of-
fensichtlich überzeugt. Man nehme die Bedenken sehr ernst, 
teilte der zuständige Staatssekretär Enak Ferlemann mit. Tat-
sächlich wurden viele Regelungen, darunter die bislang sehr 
rigorosen Brandschutzauflagen, angepasst und Übergangs-
fristen verlängert. Bei denkmalgeschützten Schiffen werden 
zudem Ausnahmen in Aussicht gestellt, sollte der historische 
Charakter durch Umbauten gefährdet werden. Eine Lösung, 
mit der sich Hiebing durchaus zufrieden zeigt: „Der Spagat 
zwischen der Einhaltung notwendiger Sicherheitsvorschriften 
und dem Erhalt des historischen Werts der Schiffe ist ohne 
Zweifel schwierig. Natürlich müssen die Schiffe so sicher wie 
möglich sein, gleichzeitig soll ihr historischer Charme erhal-
ten bleiben. Pauschale Lösungen wird es in dieser Frage nicht 
geben können – stattdessen sind Augenmaß und sorgfältig 
abgewogene Einzelfallentscheidungen gefragt.“

Die neue Richtlinie geht jetzt in die zweite Ressortabstimmung 
und soll voraussichtlich im Frühjahr 2017 in Kraft treten. 

IMMER WIEDER SONNTAGS…NAVIGARE NECESSE EST

Shopping oder Ruhetag – braucht Niedersachsen wirklich mehr verkaufsoffene Sonntage?                        Foto: picture alliance / BeckerBredel

Traditionsschiffe wie das Plattbodenlastschiff „Gesine von Papenburg“ zählen in Niedersachsens Küstenorten zu den absoluten Besuchermagneten. 

Land braucht neue Regelungen für Gartencenter

Andere Probleme lässt das neue Ladenöffnungsgesetz indes 
ungelöst. Für bestimmte Verkaufsstellen und Waren gelten 
besondere Regelungen an Sonn- und Feiertagen: Landwirt-
schaftliche Produkte, Back- und Konditorwaren sowie Pflanzen 
und Schnittblumen dürfen generell auch am Sonntag verkauft 
werden. „Vor allem bei Schnittblumen und Pflanzen haben einige 
Verkaufsstellen dann aber das Problem, dass ihr Sortiment nicht 
nur aus Blumen und Pflanzen besteht und sie andere Artikel wie 
zum Beispiel Zubehör, Dekorationsartikel bzw. Weihnachtsartikel 
nicht am Sonntag verkaufen dürfen“, so Jasper. „Tun sie es doch, 
laufen sie Gefahr, von Mitbewerbern angeschwärzt zu werden.“ 
Viele Geschäfte öffnen daher erst gar nicht, obwohl es ihnen 
erlaubt wäre. „Aus diesem Grund wäre es wichtig, praktikable 
Regelungen auszuarbeiten, die es Blumenhändlern und Gar-
tencenterbetreibern ermöglichen, zum Beispiel während der 
Adventszeit auch saisonale Artikel zu verkaufen“, sagt Jasper. 
Das würde dann nicht nur die Kundenfreundlichkeit fördern, 
sondern auch den Wettbewerb stärken. „Der rot-grünen Lan-
desregierung sind diese Anliegen der Gartencenterbetreiber 
schon lange bekannt“, sagt Jasper. „Wir brauchen vernünftige 
Regelungen bei den Sonntagsöffnungen, die dort ansetzen, wo 
es wirklich wichtig ist.“

Niedersächsisches Ladenöffnungsrecht:

• Montag bis Samstag von 0 – 24 Uhr
• Vier Sonntage im Jahr für max. 5 Stunden
• Ausgenommen: kirchliche Feiertage und Adventssonntage

Weiterhin freie Fahrt für Traditionsschiffe – Bund entschärft neue Sicherheitsrichtlinie 

Bernd-Carsten Hiebing, MdL – hafenpolitischer Sprecher der 
CDU-Landtagsfraktion

Foto: dpa
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JAHRESRÜCKBLICK 2016

Weihnachten im Januar: Der Fraktionsvorsitzende Björn Thümler 
hat in der russisch-orthodoxen Gemeinde Maria Verkündigung in 
Hannover am Weihnachtsgottesdienst teilgenommen. Anschlie-
ßend sprach Thümler mit Priester Alexej Tereschenko über dessen 
Gemeindearbeit.

Im Rahmen eines „Jugendpolitischen Gesprächs“ haben der Fraktionsvize Reinhold 
Hilbers und der jungendpolitische Sprecher der Fraktion, Volker Meyer, mit ver-
schiedenen Jugendverbänden und -organisationen aus Niedersachsen bei Kaffee 
und Kuchen über das jugendpolitische Thesenpapier der CDU-Fraktion diskutiert. 

Der alljährliche Ehemaligen-Abend fand dieses Jahr im Dormero Hotel in Hannover statt. Gut 150 Gäste waren der 
Einladung der CDU-Landtagsfraktion gefolgt, um alte Bekannte zu treffen und neue Kontakte zu knüpfen. Björn 
Thümler, Bernd Althusmann und Hermann Dinkla begrüßten die ehemaligen und aktuellen Abgeordneten und 
Mitarbeiter der CDU-Landtagsfraktion. 

Auf zur Landtagswahl – mit 98,55 Prozent der Stimmen wurde Bernd Althusmann auf  
dem diesjährigen Landesparteitag in Hameln zum Spitzenkandidaten und Landesvorsitzen-
den gewählt. Zuvor hatte sich David McAllister in seiner Abschiedsrede klar für seinen Nach-
folger ausgesprochen. Bundeskanzlerin Merkel hatte die Zeit vor ihrer Rede genutzt, um dem 
Hamelner Weihnachtsmarkt noch schnell einen Besuch abzustatten. 

Hattrick: Zum dritten Mal in Folge ist es der CDU-Frak-
tion beim 17. Niedersächsischen Behördenmara-
thon mit ihrer Staffel „Schwarz, schnell, gut!“ ge-
lungen, alle anderen Fraktionen hinter sich zu lassen. 
Martin Bäumer MdL, Dr. Berend Lindner, Andreas May, 
Ulff Konze, Paul Derabin, Julia Bakeberg und Frank  
Richter umrundeten den Maschsee in nur 3 Stunden,  
24 Minuten und 4 Sekunden.

Traditionell läutet der Sommerempfang der CDU das 
Ende der politischen Sommerpause ein. Rund 700 
Gäste aus Politik, Wirtschaft und Gesellschaft kamen 
ins Hugo’s, um sich in entspannter Atmosphäre mit 
den Abgeordneten auszutauschen. Ehrengast war in 
diesem Jahr der EU-Kommissar für Digitale Wirtschaft und Gesellschaft, Günther Oettinger. 

Der geschäftsführende Vorstand der CDU- 
Landtagsfraktion hat sich mit Vertretern der 
Konföderation evangelischer Kirchen in Nie-
dersachsen getroffen. Neben Landesbischof  
Ralf Meister und den Vorsitzenden des Rats der 
Konföderation war auch der Braunschweiger 
Landesbischof Dr. Christoph Meyns der Einla-
dung zu Kaffee und Kuchen gefolgt. 

Zukunftstag: 40 Schülerinnen und Schüler haben sich 
die Arbeit der CDU-Fraktion angesehen und dabei Land-
tagsluft geschnuppert.

„Auf nach Brüssel“ hieß es im Mai für die Arbeitskreise Kultus, Landwirtschaft/Verbraucherschutz und Soziales. Neben verschiedenen Diskussionsrunden 
zu Themen wie „Die europäische Agrarpolitik“, „Harmonisierung von Sozialleistungen für Asylsuchende“ oder „Zukunft der dualen Ausbildung“ stand 
auch ein Gespräch mit dem Europaabgeordneten David McAllister auf dem Programm.

Im Mittelpunkt der dreitägigen Klausurtagung in Bramsche stand die „Bramscher Erklärung zur Wirtschaftspolitik in Niedersachsen“. Darin fordert die 
CDU-Fraktion die rot-grüne Landesregierung zu umgehenden Kurskorrekturen in der Wirtschaftspolitik auf. Der Besuch des Museumsparks VARUS-
SCHLACHT rundete das Programm ab. 

Konzentrierte Arbeit und viel Spaß: Die Mitarbei-
ter der CDU-Landtagsfraktion sind für zwei Tage 
gemeinsam mit der Fähre von Kiel nach Oslo 
gefahren. Neben einer Stadtrundfahrt wurde 
die Zeit an Bord vor allem für das Teambuilding 
und die inhaltliche Arbeit in entspannter Atmo- 
sphäre genutzt. 

Klares Votum: Im September nominierten der 
CDU-Landesvorstand und die CDU-Landtags-
fraktion einstimmig Dr. Bernd Althusmann zum 
Spitzenkandidaten.

Wofür braucht Niedersachsen einen Vertrag mit 
muslimischen Verbänden? – Antworten auf diese 
Frage liefert das gleichnamige Buch von CDU-Frakti-
onschef Björn Thümler, das Michael B. Berger von der 
Hannoverschen Allgemeinen Zeitung vor 80 Gästen 
in der CDU-Fraktion vorstellte.

Mit Flüchtlingen reden, statt über sie – unter diesem Motto stand die Syrer-Konferenz, zu der 
Kanzleramtschef Peter Altmaier und der Fraktionsvorsitzende Björn Thümler rund 160 Syre-
rinnen und Syrer aus ganz Niedersachsen in den Plenarsaal des Niedersächsischen Landtags 
eingeladen hatten.
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VORSCHAU

ES TUT SICH WAS IN 2017

TERMINE
21. Dezember 2016 – 6. Januar 2017
Weihnachtsferien in Niedersachsen

11. – 12. Januar 2017
Klausurtagung des Geschäftsführenden 
Vorstandes in Garrel 

1. – 3. Februar 2017
Plenum des Niedersächsischen Landtags

Sowohl in Niedersachsen als auch im Bund hat sich die CDU für zahlreiche Gesetzesänderungen, mehr finanzielle Un-
terstützung und Steuersenkungen stark gemacht. So können sich zum Beispiel Niedersachsens Fischer und Angler im 
neuen Jahr über die Weiterführung der Kormoranverordnung freuen – Milchbauern erhalten Liquiditätshilfen. Ab 2017 
profitieren die Niedersachen zudem von neuen, bundesweit geltenden Regelungen wie mehr Kindergeld oder höheren 
Steuerfreibeträgen.

Auf CDU-Initiative wird die Kormoranverordnung ab 1. Januar 2017 verlängert. Unter bestimmten Voraussetzungen dürfen Kormorane 
dann weiterhin vergrämt oder getötet werden, weil sie als reine Fischfresser die Artenvielfalt in Gewässern und somit die Fischerei in 
Niedersachsen gefährden. 

Ab 2017 werden Liquiditätshilfen für Milchbauern von insgesamt 116 Millionen ausgezahlt. Das nationale Liquiditätshilfeprogramm 
ist Teil des insgesamt rund 500 Millionen Euro schweren zweiten EU-Hilfspakets zur Milchkrise. Angesprochen werden Landwirte, die 
unter der aktuellen Milchpreiskrise leiden. Die Auszahlung von EU-Beihilfen für nicht produzierte Milch erfolgt im März 2017. 

Eltern haben ab dem 1. Januar monatlich etwas mehr Geld zur Verfügung: Das Kindergeld wird um 2 Euro angehoben, der Kinderzu-
schlag steigt um 10 Euro. 

Ebenfalls ab dem 1. Januar 2017 gilt das Pflegestärkungsgesetz II. Anstatt der bisherigen drei Pflegestufen wird es fünf Pflegegrade geben. 
Bei der Bestimmung des Pflegegrades werden dann neben körperlichen Beeinträchtigungen auch psychische und kognitive Einschränkun-
gen bedacht. Die neuen Begutachtungskriterien sind Selbstversorgung, Mobilität, Verhalten, geistige und kommunikative Fähigkeiten, sozi-
ale Kontakte sowie der Umgang mit Erkrankungen und Belastungen. Wer bereits  
jetzt eine Pflegestufe besitzt, rutscht bei der Umstellung in den nächst höheren  
Pflegegrad, damit es zu keiner Benachteiligung kommt. 

Landwirtschaft

Soziales

Ab 2017 bleibt mehr Zeit für die Steuererklärung, denn es gelten neue 
Fristen: Künftig muss die Steuererklärung erst bis zum 31. Juli des darauf-
folgenden Jahres beziehungsweise mit Steuerberater bis Ende Februar des 
übernächsten Jahres beim Finanzamt vorliegen. Belege müssen künftig nur 
noch auf Nachfrage eingereicht werden – das spart unnötige Kopien. Steu-
erzahler können sich zudem über mehr Geld freuen: Der Grundfreibetrag 
steigt von derzeit 8652 auf 8820 Euro, 2018 dann auf 9000. Auch der Kin-
derfreibetrag wird auf 7356 Euro angehoben. 

Finanzen


